
klasse und ihrer marxistisch-leninistischen 
Partei, das Bündnis der Arbeiterklasse mit 
der Klasse der Genossenschaftsbauern, der 
Intelligenz und den anderen Werktätigen, 
den Charakter des sozialistischen Staates als 
einer wahren Volksmacht. Des weiteren 
werden erfaßt: das gemeinsame Wirkender 
gesellschaftlichen Organisationen und der 
Parteien in der Nationalen Front der DDR 
und die Stellung der Arbeitskollektive als 
Bestandteile der politischen Organisation 
der sozialistischen Gesellschaft und deren 
Beziehungen zum sozialistischen Staat. Das 
Staatsrecht verankert das sozialistische Eigen­
tum an den Produktionsmitteln, die sozialisti­
sche Planwirtschaft und Wirtschaftsorganisa­
tion in Übereinstimmung mit dem Prinzip des 
demokratischen Zentralismus als ökonomi­
sche Grundlagen sowie die Rolle von Wis­
senschaft, Bildung und Kultur als weitere 
Grundlagen der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung.

Zweitens: In Verwirklichung der Gesell­
schaftspolitik der SED sind im Staatsrecht 
die grundlegenden Ziele und Aufgaben des 
Staates zur weiteren Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft und 
zum allseitigen Schutz der sozialistischen Er­
rungenschaften der Werktätigen festgelegt. 
Auf diese Weise wird über das Staatsrecht 
auf die weitere Vervollkommnung der Ge­
setzgebung und die staatliche Leitung der 
sozialistischen Gesellschaft Einfluß genom­
men.

Drittens: Gegenstand des Staatsrechts 
der DDR ist ferner die staatliche Souveränität 
der DDR, die in vollem Einklang mit der 
realen Volkssouveränität ausgeübt wird. 
Dementsprechend sind im Staatsrecht der 
territoriale, sachliche, funktionelle und per­
sonelle Zuständigkeitsbereich der Staats­
macht der DDR und die Prinzipien für die 
Ausübung der staatlichen Souveränität fest­
gelegt. Das betrifft die Grundsätze und Ziele 
für die internationalen Beziehungen der 
DDR, die von der unlösbaren Einheit von 
Sozialismus und Frieden gekennzeichnet 
sind. In diesem Rahmen kommt der staats­
rechtlichen Sicherung und Festigung des un­
verbrüchlichen Bruderbundes mit der UdSSR 
und der Zugehörigkeit der DDR zur sozia­
listischen Staatengemeinschaft besondere 
Bedeutung zu.

Viertens: Mit Hilfe des Staatsrechts wird

die sozialistische Demokratie als Hauptrich­
tung der Entwicklung der sozialistischen 
Staatsmacht weiter entwickelt und vervoll­
kommnet. Das äußert sich in Regelungen 
über die Ausübung der politischen Macht der 
Werktätigen, die von der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-leninistischen Partei ge­
führt werden, durch die demokratisch ge­
wählten Volksvertretungen, in der staats­
rechtlich gesicherten Mitwirkung der Werk­
tätigen und ihrer gesellschaftlichen Organi­
sationen an der Tätigkeit der Volksvertre­
tungen und ihrer Organe sowie in der wei­
teren Entfaltung aller Formen der gesell­
schaftlichen Mitgestaltung.

Fünftens: In direkter Verbindung mit 
dem unter „Viertens" Genannten bestimmt 
das Staatsrecht die Grundlagen für die Stel­
lung des Bürgers in der sozialistischen Ge­
sellschafts- und Staatsordnung. Die Einheit 
zwischen Staat und Volk und die neuen Be­
ziehungen zwischen Staat und Bürger in der 
sozialistischen Gesellschaft sind die Basis 
für die Regelung der Staatsbürgerschaft der 
DDR sowie für die Grundrechte und Grund­
pflichten der Bürger. Das Staatsrecht bezieht 
sich dabei sowohl auf die Stellung des ein­
zelnen Bürgers als auch auf die der Kollek­
tive und Genossenschaften. Mit staatsrecht­
lichen Regelungen wird der Rechtsschutz der 
Bürger und ihrer Kollektive garantiert.

Sechstens: Im Staatsrecht sind der Auf­
bau der sozialistischen Staatsmacht sowie 
die hauptsächlichen Prinzipien, Organisa­
tionsformen und Mittel der staatlichen 
Machtausübung durch die Arbeiterklasse 
und ihre Verbündeten geregelt. Das Staats­
recht bezieht sich folglich auf den Aufbau 
der DDR als Einheitsstaat und die territo­
riale Gliederung, auf die Rolle der Volks­
vertretungen als Grundlage des einheitlichen 
Systems der Staatsorgane, die Stellung und 
Kompetenz der zentralen und örtlichen 
Staatsorgane, einschließlich der Gerichte und 
der Organe der Staatsanwaltschaft, sowie 
auf die wichtigsten Prinzipien ihrer Orga­
nisation und Tätigkeit.

Auf Grund der weitgehend national homo­
genen Zusammensetzung der Bevölkerung 
der DDR entfallen als Gegenstand des 
Staatsrechts der DDR alle die gesellschaft­
lichen Verhältnisse, die für einen sozialisti­
schen Multinationalitätenstaat kennzeich­
nend sind.
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